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Jahreswirtschaftsbericht 1970 

ohne Überraschungen
Dr. Wiebke Jensen, Hamburg

Am 27. Januar legte die Bundesregierung den 
Jaiireswirtsctiaftsbericlit 1970 vor. Sie hiat da

mit iiiren Beitrag zum alljährlichen Dialog zwi
schen Wissenschaft und Politik geliefert, der durch 
das Gesetz zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft vom 8.7.1967 (StWG) 
in der Bundesrepublik zu einer ständigen Ein
richtung wurde. Nach § 2, Abs. 1 StWG muß die 
Regierung im Jahreswirtschaftsbericht drei Ge
genstände behandeln.

Lage — Ziel — Maßnahme

□  Zunächst hat sie zu den jeweils im vorange
gangenen November erschienenen Jahresgutach
ten des Sachverständigenrates Stellung zu neh
men. Dabei kann sie sich durch das Urteil der 
unabhängigen Wissenschaftler über die im ab
gelaufenen Jahr verfolgte W irtschaftspolitik zu 
einer Rechtfertigung veranlaßt sehen. Anderer
seits hat ihr der Rat mit seiner eingehenden Lage
analyse bereits eine wertvolle Vorarbeit geleistet, 
soweit die Politiker mit der Konjunkturdiagnose 
der „Weisen“ übereinstimmen.
n  Außerdem obliegt es der Regierung als poli
tischer W illensträgerin, ihre fü r das laufende Jahr 
„angestrebten wirtschafts- und finanzpolitischen 
Ziele“ zahlenmäßig in der Form der vo lksw irt
schaftlichen Gesamtrechnung darzulegen. Um ihn 
von den Wahrscheinlichkeitsrechnungen abzuhe
ben, die der Sachverständigenrat und die For
schungsinstitute als Prognosen veröffentlichen, 
bezeichnet man den von der Regierung anvisier
ten Zielkatalog als „P ro jektion “ .
□  Schließlich muß die Regierung angeben, wel
che Wirtschafts- und Finanzpolitik sie fü r das 
laufende Jahr plant. Dieser Abschnitt kann als 
das Herzstück des Jahreswirtschaftsberichts an
gesehen werden, zwingt er doch die verantwort
lichen Politiker, sich zu einer klaren Vorstellung 
über die von ihnen als notwendig erkannten Maß
nahmen durchzuringen.

Wenige Differenzen

Weil es hierbei um Entscheidungen geht, werden 
diese Erklärungen von der betroffenen Wirtschaft 
wie auch von der Allgemeinheit m it besonderem
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Interesse erwartet. In diesem Jahr waren aller
dings die wichtigsten Aussagen bereits vor Er
scheinen des Jahreswirtschaftsberichts aus Pres
semeldungen bekannt geworden. Nicht nur in der 
Beurteilung der konjunkturellen Lage schließt sich 
die Bundesregierung der Analyse des Sachver
ständigenrates an. Auch ihre Projektion fü r 1970 
entspricht weitgehend der Prognose des Jahres
gutachtens.

Auszug aus der Jahresprojektion 1970 der
Bundesregierung

(Zum Vergleich Prognose des 
Sachverständigenrates)

Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in Vo

Bruttosozialprodukt (real)
Bruttosozialprodukt (nominal)
Ausfuhr 
Einfuhr
Außenbeitrag (In Mrd. DM)
Anlageinvestitionen 
Staatsverbrauch 
Privater Verbrauch
Preisniveau des privaten Verbrauchs

Nur im außenwirtschaftlichen Bereich weicht die 
Projektion von der Prognose erheblich ab. Hier 
erwartet die Regierung eine stärkere Dämpfung 
der Ausfuhr und eine kräftigere Belebung der 
Einfuhr durch die Aufwertung, als die Sachver
ständigen für wahrscheinlich halten. Die Regie
rung strebt an, daß sich der Außenbeitrag (von 
15,6 Mrd. 1969) auf 11 Mrd. DM verringert. Dieser 
Wert würde zwischen 1,5 und 2 %  des Brutto
sozialprodukts ausmachen und somit bereits un
gefähr dem Anteilssatz von 1 ,5%  entsprechen, 
der auf m ittlere Sicht als Maßstab des außen
wirtschaftlichen Gleichgewichts angesehen wird. 
(Jahreswirtschaftsbericht 1969, Anlage 1).

3 %  Preisanstieg

Im übrigen aber zeigt die Projektion das Dilemma, 
in dem sich die Regierung befindet. Um ihre 
Politik nicht von vornherein m it der Hypothek 
des Mißerfolgs zu belasten, muß sie unrealistische 
Zielvorstellungen vermeiden. Das könnte ihr aber, 
besonders von seiten der Opposition, den Vor
wurf eintragen, neue, und zwar schlechtere Maß-
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Stäbe für eine „optim ale“ Entwicklung zu setzen. 
In der Tat nimmt sich ein Preisanstieg des priva
ten Verbrauchs von 3 %  im Rahmen der Z iel
projektion als Schönheitsfehler aus. M it Recht 
weist aber die Regierung in Ziffer 53 darauf hin, 
„daß bei einem nur einjährigen Zeithorizont die 
jeweilige Ausgangslage das Erreichbare wesent
lich stärker mitbestimmt, als bei einer mehrjähri
gen Projektion“ . Ihre Vorstellungen von einer 
stabilen Preisentwicklung hat die Regierung in 
ihrer Projektion bis zum Jahre 1973 im Jahres
wirtschaftsbericht 1969 (Anlage 1) niedergelegt. 
Danach darf die Zunahme des nominalen vom 
Wachstum des realen Bruttosozialprodukts um 
nicht mehr als 1 %  abweichen.

Da die Bundesregierung mit ihrer Projektion für 
1970 nicht nur bei einem Außenbeitrag von 11 Mrd. 
DM, sondern auch bei einem realen Wachstum 
des Bruttosozialprodukts von 4-5 %  und bei einer 
Arbeitslosenquote von unter 1 %  im Rahmen ihrer 
bis 1974 veranschlagten durchschnittlichen Ziel
werte liegt, b leibt als Hauptansatzpunkt für w irt
schaftspolitische Maßnahmen die „nicht voll zu
friedenstellende“ Preissteigerung des privaten 
Verbrauchs um 3 % . Das darf allerdings nicht 
den falschen Eindruck erwecken, als würde die 
augenblickliche Wirtschaftslage der Bundesre
publik im Jahreswirtschaftsbericht 1970 als eini
germaßen problemlos eingeschätzt. Wenn die 
Regierung ihre Bemühungen unter das Motto 
einer „Stabilisierung ohne Stagnation“ ste llt und 
mit dieser Formel den Titel des Jahresgutachtens 
1965/66 w ieder aufnimmt, so beschwört sie damit 
die Gefahr eines erneuten Abgleitens in die Re
zession. Diese Labilität zwingt zu besonders 
vorsichtigen Maßnahmen.

Geringer Aktionsspielraum

Wie eng begrenzt die Möglichkeiten der Regie
rung sind, zeigt sich schon daran, daß die Preis
steigerung des privaten Verbrauchs nur dann auf 
die anvisierten 3 %  begrenzt werden kann, wenn 
wenigstens ein Teil der aufwertungsbedingten 
Verbilligungen von Nahrungsmitteln an den End
verbraucher weitergegeben wird. Dies kann die 
Regierung jedoch nur hoffen und „erw arten“ 
(Ziff. 47, 56). Einen unmittelbaren Einfluß auf 
das Verhalten der Kontrahenten hat sie nur in 
dem Ausnahmefall des Mühlenkartells, dessen 
Absprachen sie für unwirksam erklären kann. 
Ebenso muß sie sich darauf beschränken, an die 
Einsicht der autonomen Tarifpartner zu appellie
ren, daß „eine volle Ausschöpfung der von der 
gegenwärtigen Marktlage her möglichen Spiel
räume fü r Preis- und Lohnerhöhungen allen Be
teiligten nur kurzfristige Vorteile bringen würde“ 
(Ziffer 58). Lediglich bei administrativ beeinfluß
ten Preisen ist ihr Einfluß etwas größer. Hier wird 
sie „in  der gegenwärtigen Konjunkturlage ge
genüber Erhöhungen“  soweit als möglich
Zurückhaltung üben“ (Ziffer 56).

Das eigentliche konjunkturpolitische Betätigungs
feld liegt augenblicklich im Bereich der öffent
lichen Haushalte. Wegen des föderativen Aufbaus 
unseres Staatswesens konzentriert es sich wie
derum in erster Linie auf die Einnahmen und 
Ausgaben des Bundes. Die hier geplanten Maß
nahmen tragen antizyklischen Charakter. Sie be
ruhen auf der vom Sachverständigenrat und von 
den wirtschaftswissenschaftlichen Forschungs
instituten geteilten Vorstellung, daß sich die kräf
tige Nachfrageexpansion des vergangenen Jah
res im ersten Halbjahr 1970 noch fortsetzen wird. 
So nimmt die Bundesregierung in ihrer Projek
tion für das 1. Halbjahr ein Wachstum des nomi
nalen Bruttosozialprodukts von 10,5 bis 11,5%  
im Vorjahrsvergleich an, das sich im zweiten 
Halbjahr auf 7,5 bis 8 ,5 %  abschwächen werde. 
Folgerichtig ist es daher, Ausgaben möglichst auf 
die Zeit zu verschieben, zu der die Gesamtnach
frage ohnehin nicht mehr so stark zunehmen 
wird, und auf bisherige Steuereinnahmen nicht 
gerade in der äußersten Hochkonjunktur zu ver
zichten.

Ausweg Ausgabensperre

Im einzelnen ist vorgesehen, daß von dem Ge
samtbetrag des Bundeshaushalts von 91,4 Mrd. 
zunächst 2,7 Mrd. DM gesperrt werden. Dadurch 
wird erreicht, daß die Zuwachsrate gegenüber 
dem Vorjahres-Ist-Betrag m it 8 ,8 %  etwas unter
halb der in der Projektion veranschlagten Wachs
tumsrate des nominalen Bruttosozialprodukts 
(9-10%) bleibt. Bis zur Verkündung des Haus
haltsgesetzes soll dieses Ziel dadurch abgesichert 
werden, daß für investive Zwecke vorerst nur je 
weils 6 0 %  der entsprechenden Ansätze im Haus
haltsplan 1969 ausgegeben werden dürfen. Für 
Sachausgaben im Bereich der Verwaltung und 
fü r militärische Beschaffungen beträgt die entspre
chende Obergrenze 70% . Ein ähnlich antizykli
sches Verhalten wurde den Ländern und Ge
meinden im Finanzplanungsrat nahegelegt. Dem
nach soll auch ihr Ausgabenwachstum leicht un
terhalb der veranschlagten Sozialproduktssteige
rung bleiben. Der Arbeitnehmerfreibetrag soll -  
statt zu Beginn dieses Jahres — erst am 1. Juli 
von 240 auf 480 DM erhöht werden. Der Abbau 
der Ergänzungsabgabe ist aus steuertechnischen 
Gründen sogar erst zum 1.1.1971 geplant. Die 
vorgesehene zeitliche Verlagerung öffentlicher 
Ausgaben soll dadurch unterstützt werden, daß 
der Bund 1,5 Mrd. DM und die Länder 1,0 Mrd. 
DM bis zum 30. Juni in eine Konjunkturausgleichs
rücklage bei der Bundesbank einbringen.

Ob die von der vorläufigen Sperre betroffenen 
Ausgaben tatsächlich nur verschoben oder end
gültig gestrichen werden, steht keineswegs fest. 
Der Jahreswirtschaftsbericht sieht in Ziffer 56 vor, 
daß die Ausgabensperre nur dann aufgehoben 
werden soll, „wenn die gesamtwirtschaftliche Ent
wicklung eine stärkere Expansion der öffentlichen 
Ausgaben erfordert“ .
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